Geſetz⸗-Sammlung 


für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 37. 


(Nr. 3637.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 21. Juli 1852. „ betreffend die Genehmigung des 
revidirten Statuts der Preußiſchen National- Verſicherungs-Geſellſchaft 
zu Stettin. \ 


Au Ihren Bericht vom 27. Juni c. will Ich die auf Grundlage der Be— 
ſchluͤſſe der Preußiſchen National-Verſicherungs-Geſellſchaft zu Stettin in der 
General-Verſammlung vom 12. und 13. Januar c. erfolgten Abaͤnderungen 
ihrer durch Meine Order vom 31. Oktober 1845. beftätigten Statuten hier- 
durch genehmigen und das danach revidirte, mit den uͤbrigen Anlagen beigehend 
zuruͤckerfolgende Statut unter dem Vorbehalte hierdurch beftätigen: „daß der 
Regierung die Befugniß zuſteht, im Allgemeinen oder für beſondere Fälle einen 
Kommiſſarius zur Ausuͤbung des Oberaufſichtsrechts zu ernennen, durch den— 
ſelben die General-Verſammlungen, die Mitglieder der Direktion und des Ver⸗ 
waltungsrathes der Gefellichaft gültig zu berufen, ihren Berathungen beizu- 
wohnen und von den Buͤchern, Rechnungen und ſonſtigen Schriftſtuͤcken, ſowie 
ie den Kaffenbeftänden der Geſellſchaft jederzeit Einſicht und Kenntniß zu 
nehmen.“ 


Sansſouei, den 21. Juli 1852. 
Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. Simons. v. Weſtphalen. 


| An die Minifter für Handel, Gewerbe und. öffentliche 
Arbeiten, der Juſtiz und des Innern. 


Jahrgang 1852. (Nr. 3637.) 76 Re⸗ 
Ausgegeben zu Berlin den 25. September 1852. 


Errichtung 
und Zweck der 
Geſellſchaft. 


= — 


Revidirtes Statut 
der 


Preußiſchen National-Verſicherungs⸗Geſellſchaft. 


Erſter Abſchnitt. 


. 
Unter der Firma: 
Preußiſche National-Verſicherungs-Geſellſchaft, 
iſt eine Aktien⸗Geſellſchaft zuſammengetreten, die den Zweck hat, gegen Praͤ— 
mien und unter gewiſſen, in den daruͤber auszugebenden Urkunden enthaltenen 
Bedingungen Verſicherungen gegen 
Feuergefahr, 
Seegefahr und 
Stromgefahr 
zu uͤbernehmen. Die Geſellſchaft wird in allen ihren Angelegenheiten wie an— 
gegeben firmiren und ſich des Siegels, welches die obige Firma fuͤhrt, bedienen. 
2 
Das Domizil der Geſellſchaft iſt Stettin und ihr Forum das Königliche 
Kreisgericht daſelbſt. Die Geſellſchaft hat kaufmaͤnniſche Rechte und Pflichten. 
H. 3. 
Der Fonds der Geſellſchaft beſteht in einem Kapitale von 
Drei Millionen Thalern Preuß. Kurant, 
in 7500 Aktien, jede zu 400 Rthlrn., wovon vorläufig 5250 Stuck ausgegeben 
und wegen der uͤbrigen 2250 Stuͤck der Beſchluß der General-Verſammlung 
vorbehalten bleibt, ob und zu welchem Kurſe dieſe zu veraͤußern find. 


Auf jede dieſer Aktien werden 25 Prozent baar eingeſchoſſen, über den 
Reſt unverzinsliche Wechſel, zahlbar an die Ordre der Firma, nach dem dieſem 


Statut angehaͤngten Formular, ausgeſtellt. Fuͤr den Betrag dieſer Wechſel iſt 


jeder Aktionair wechſelmaͤßig verhaftet, auch wenn er ſonſt nicht wechſelfaͤhig 
wäre. Wer die ihm zur Zahlung praͤſentirten Wechſel bei Verfall nicht ein- 
loͤſt, giebt dem Vorſtande der Geſellſchaft das Recht, entweder den Wechſel 
einzuklagen, oder den Aktionair ſeines Rechtes auf die Aktie zum Beſten der 
Geſellſchaft fuͤr verluſtig zu erklaͤren. Im letzteren Falle wird die zuruͤckzu⸗ 
liefernde Aktie von der Direktion durch einen vereideten Maͤkler öffentlich meiſt⸗ 
bietend verkauft und der fruͤhere Aktionair iſt außerdem der Geſellſchaft fuͤr 
allen Nachtheil verantwortlich. Wird die Ruͤcklieferung der Aktie verweigert, 

; ſo 
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ſo wird ſolche von der Direktion für mortifizirt erklaͤrt und an deren Stelle 
eine neue Aktie in Kurs geſetzt. 


§. 4. 

Die Dauer der Geſellſchaft wird auf funfzig Jahre vom 31. Oktober 1845. 
an feſtgeſetzt; im Laufe dieſer 50 Jahre oder einer etwaigen Prolongation kann 
die Geſellſchaft, vorbehaltlich der Genehmigung des Staats, aufgelöft werden, 
wenn bei Ablegung der jährlichen Schlußrechnung der Verluſt des größten 
Theils des baaren Einſchuſſes erweislich waͤre, und in dieſem Falle in einer 
beſondern, mit Angabe des Zweckes zuſammen berufenen General-Verſamm⸗ 
lung zwei Drittel der vertretenen Stimmen ſich für die Auflöfung der Ge⸗ 
ſellſchaft erklaͤren. ' 


H. 5. . 

Die Aktien können nur mit Genehmigung des Verwaltungsrathes ver⸗ 

pfändet werden. Im Falle eines Arreſtſchlages oder einer Exekution ſteht der 

Direktion das Recht zu, die Aktien durch einen vereideten Mäkler öffentlich 

meiftbietend verkaufen zu laſſen. Der Erlös muß dann zur richterlichen Gewahr— 
ſam abgeliefert werden. 5 


H. 6. 

Der Verkauf der Aktien iſt nur mit Genehmigung des Verwaltungsrathes 
zulaͤſſig. Das Recht, dieſe Genehmigung zu ertheilen oder ſie zu verſagen, ſteht 
dem Verwaltungsrathe unbedingt und ohne daß er verpflichtet waͤre, Gruͤnde 
anzugeben, zu. n 8 f 

Wird der Verkauf genehmigt, fo werden dem ausſcheidenden Aktionair 
feine Wechſel zuruͤckgegeben und an deren Stelle die des neuen Aktionairs 
angenommen. 

§. 7. 

Die Aktien werden nach dem dem Statut beigegebenen Formulare in 
fortlaufender Nummer auf einen beſtimmten Eigenthuͤmer ausgefertigt und auf 
ein beſonderes Folium in ein hierzu beſtimmtes Aktienbuch eingetragen. In 
dieſem Aktienbuche werden auch die mit Genehmigung des Verwaltungsrathes 
vorgenommenen Veraͤußerungen, die Verpfaͤndung oder Beſchlagnahme (conf. 
$$. 5. und 6.) einzelner Aktien notirt. Die Koften der Stempel zu den Aktien 
und Wechſeln traͤgt jeder Aktionair. 


Zweiter Abſchnitt. 
8. 

Durch Einzahlung des nach H. 3. beſtimmten Einſchuſſes, durch Aus- Innere und 
ſtellung der Wechſel und durch Annahme der letztern Seitens des Verwal- gafere Ber 
tungsrathes wird Jemand Aktionair der Geſellſchaft und erlangt dadurch ein 9 
Recht auf vier Prozent Zinſen feines bagren ſtatutenmaͤßigen Einſchuſſes, ſoweit 3 Mit⸗ 

(Ou. 3637.) 76 * der 
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der nach dem jedesmaligen Jahresabſchluſſe ſich ergebende Ueberſchuß die Mittel 
dazu gewaͤhrt, ſowie auf die zu vertheilenden Dividenden, und erhaͤlt außerdem 
ein Miteigenthum an dem Vermögen der Geſellſchaft nach Verhältniß der 
Aktien, die er beſitzt. 


F. 9. 

Bon dem jährlichen reinen Gewinne der Geſellſchaft werden zunachft die 
Zinſen des baaren Einſchuſſes bezahlt. Der dann verbleibende Ueberſchuß wird 
zur Halfte als Dividende vertheilt, zur andern Haͤlfte aber dem Reſervefonds 
zugeſchrieben, bis dieſer die Summe von 300,000 Rthlrn. erreicht hat. Iſt dieſe 
Summe erfuͤllt, ſo wird der ganze Gewinn jaͤhrlich an die Aktionaire als Divi⸗ 
dende vertheilt. Im Fall der Reſervefonds von 300,000 Rthlrn. zur Deckung 
von Schäden angegriffen werden muß, erfolgt ſeine Ergänzung bis zu dieſer 
Hoͤhe in derſelben Weiſe wie vorbeſtimmt. Die Zinſen des Reſervefonds wach⸗ 
ſen der jaͤhrlichen Einnahme zu. 

Neue Einſchuͤſſe koͤnnen nicht eher von den Aktionairen verlangt werden, 
als bis der Reſervefonds abſorbirt und die Haͤlfte des baaren Einſchuſſes durch 
Schadenanſpruͤche verloren gegangen iſt, 


H. 10. 


Die Auszahlung der Zinſen und der Dividende erfolgt in der erſten Haͤlfte 
des Monats Mai eines jeden Jahres in Stettin oder auch in mehreren ande— 
ren großen Städten, wenn der Verwaltungsrath es für zweckmaͤßig halten ſollte, 
durch die nach F. 29. dieſes Statuts öffentlich zu benennenden Agenten oder 
Banquiers. Den Aktien werden Diovidendenkupons beigegeben. N 

Den Produzenten dieſer Dividendenkupons ſind die Direktion oder die 
an andern Plaͤtzen dazu ernannten Haͤuſer als zum Empfang der Zinſen und 
Dividenden für legitimirt anzuſehen berechtigt, aber nicht verpflichtet; werden 
dieſe innerhalb vier Jahren nach ihrer Faͤlligkeit nicht erhoben, ſo ſind ſie un— 
gültig und ihre Betrage wachſen der Einnahme zu. 


H. 11. 


In den Aktien iſt auf das Statut verwieſen und kann ſich deshalb kein 
Aktionair mit Unwiſſenheit des Inhaltes entſchuldigen. Jedem Aktionair wird 
ein Exemplar des Statuts auf ſein Verlangen unentgeltlich verabfolgt. 


§. 12. N 

Sobald ein Aktionair fallit wird — und fuͤr fallit ift derjenige zu achten, 

uͤber deſſen Vermoͤgen der Konkurs eroͤffnet, oder dem kaufmaͤnniſche Kurato⸗ 
ren beſtellt find, oder gegen den Wechſel-Exekution vollſtreckt iſt, oder der auf 
ein Moratorium provozirt hat — ſo hoͤrt ſeine Theilnahme an der Geſellſchaft 
auf und die Maſſe hat kein Recht, ſie fortzuſetzen. Der Fallit, die Konkurs⸗ 
maſſe oder ihre Kuratoren ſind vielmehr verpflichtet, innerhalb dreier Monate, 
nachdem die Zahlungsunfaͤhigkeit erklaͤrt iſt, auf vorangegangene Aufforderung 
des‘ Verwaltungsrathes den von demſelben nach Maaßgabe des H. 6. dieſes 
: Sta: 


a ar ah 1 a Te 


— 565 — 


Statuts genehmigten Verkauf der Aktien nachzuweiſen. Geſchieht dies nicht, 
ſo hat die Direktion das Recht, die Aktien des Falliten nach Maaßgabe des 
H. 5. verkaufen und den Erlös zur richterlichen Gewahrſam abliefern zu laſſen. 
Wird die Einlieferung der Aktien verweigert, ſo iſt die Direktion befugt, die⸗ 
ſelben nebſt dazu gehörigen Dioidendenkupons für null und nichtig zu erklaͤren. 
Es wird dann an deren Stelle eine neue Aktie ausgefertigt und in Kurs geſetzt. 

Die Annullirung der Aktien wird durch einmalige Inſertion in die F. 29. 
benannten öffentlichen Blätter bekannt gemacht. 


§. 13. 


Verſtirbt ein Aktionair mit Hinterlaſſung minorenner oder majorenner 
Erben, die nach dem Dafuͤrhalten des Verwaltungsrathes als Aftionaire nicht 
anzunehmen ſind, ſo ſteht es der Direktion frei, wenn die Erben nicht binnen 
ſechs Monaten, von dem Todestage ihres Erblaſſers an gerechnet, qualiftzirte 
Kaͤufer nachweiſen, den Verkauf der Aktien durch einen vereideten Makler 
oͤffentlich meiſtbietend zu bewirken. Der Erloͤs wird dann, nach Abzug aller 
der Geſellſchaft an den Verſtorbenen zuſtehenden Forderungen, an die Erben 
abgeliefert. 1 f f 5 

Wegen Annullirung der Aktien, wenn die Erben die Auslieferung der⸗ 
ſelben weigern ſollten, gilt daffelbe, was im H. 12. bei eintretender Inſolvenz 
eines Aktionairs beſtimmt iſt. 


§. 14. 
Wenn die Geſellſchaft Forderungen irgend welcher Art an einen Aktionair 


hat, ſo ſteht ihr das Retentions- und Kompenſationsrecht nicht bloß an den 
Zinſen und Dividenden, ſondern auch an dem Werthe ſeiner Aktien zu. 


Dritter Abſchnitt. 
$ 15. 


Die Angelegenheiten der Preußifchen National⸗Verſicherungs⸗Geſellſchaft Bon der Ber- 


werden durch zwei Direktoren unter Kontrolle eines aus fünf Mitgliedern be⸗ Gesch ih, 
ſtehenden Verwaltungsrathes, welchem letzteren nach naͤherer Beſtimmung des 770 = Ge⸗ 
8 ellſchaft. 


H. 22. drei Stellvertreter beigegeben find, verwaltet. 
A. Von der Direktion. 


H. 16. 


Die Direktion vertritt die Geſellſchaft in allen Faͤllen, wo nicht dem 
Verwaltungsrathe eine beſtimmte Wirkſamkeit angewieſen iſt. Zur Anſtellung 
von Agenten iſt die Direktion berechtigt. 


9187: 


Der ganze Geſchaͤftsbetrieb wird buͤreaumaͤßig geleitet. Ueber eine jede 
einzelne Verſicherungsbranche muͤſſen beſondere Buͤcher gefuͤhrt, einer jeden 
auch ein beſonderes Konto auf dem Hauptbuch angewieſen werden. | 

(Nr. 3637,) 3 Die 
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Die Direktoren ſind ſich in allen ihren Funktionen bei Abweſenheits⸗ 
oder Verhinderungsfaͤllen ſubſtituirt. 


§. 18. 


Ueber die Gefchäftsverwaltung wird von dem Verwaltungsrathe eine be⸗ 
ſondere Inſtruktion ertheilt, von der die Direktion unter keinen Umſtaͤnden ab⸗ 
weichen darf, und für deren Befolgung ſie verantwortlich iſt. 


$. 19. 


Die Direktoren, welche jederzeit Aktionaire der Geſellſchaft ſein muͤſſen, 
werden von dieſer, nach den deshalb von dem Verwaltungsrathe zu machenden 
Vorſchlaͤgen, auf beſtimmte Jahre, welche jedoch den Zeitraum von zehn Jahren 
nicht uͤberſchreiten dürfen, und mit dem Vorbehalt ernannt, daß ihnen auch 
wahrend der Dauer des mit ihnen geſchloſſenen Kontrakts gekuͤndigt werden 
kann, wenn ſie den Erwartungen der Geſellſchaft nicht entſprechen und die 
Mehrheit der Stimmen einer Generalverſammlung für die Entlaſſung ſentirt. 
Die Direktoren duͤrfen weder fuͤr ſich noch durch Andere kaufmaͤnniſche Ge⸗ 
ſchaͤfte treiben, noch andere Aemter uͤbernehmen. 0 

Die Legitimation der Direktoren wird auf gleiche Weiſe, wie (nach F. 32.) 
die des Verwaltungsrathes, durch Ausfertigung des notariellen Protokolls uͤber 
ihre Ernennung gefuͤhrt. c 


F. 20. 


Das Gehalt der Direktoren und der anderen Offizianten beſtimmt der 
Verwaltungsrath. Ueber die Anſtellung, die Entlaffung und die Remuneration 
der letzteren entſcheiden der Verwaltungsrath und die Direktion mit gleicher 
Stimmberechtigung. 

Den Direktoren darf vom Verwaltungsrathe eine, zwei Prozent des 
jährlichen Reinertrages uͤberſteigende, Tantieme für Jeden nicht bewilligt werden. 


F. 21. 


Die Benutzung der vorhandenen Gelder erfolgt nach dem Ermeſſen des 
Verwaltungsrathes durch Anleihen auf ſtaͤdtiſche Grundſtuͤcke innerhalb der 
Hälfte, auf ländliche Grundſtuͤcke innerhalb zwei Drittel ihres Werthes, auf 
dergleichen hypothekariſche Obligationen, auf Staats- oder andere fundirte 
Papiere, auf Waaren nach den Grundſaͤtzen der Koͤniglichen Bank, auf Ge— 
treide bis zum halben Werthe, durch Diskontiren von guten Wechſeln und 
durch den Ankauf von Preußiſchen Staats- und anderen guten Papieren. 


B. Vom Verwaltungsrathe. 
§. 22. 

Der Verwaltungsrath iſt die unmittelbar vorgeſetzte Behoͤrde der Di⸗ 
rektion, und ſeinen Anordnungen muß dieſelbe unbedingt Folge leiſten. Der 
Verwaltungsrath verſammelt ſich regelmäßig alle Monate wenigſtens einmal, 
außerordentliche Seſſionen werden von dem Vorſitzenden des Verwaltungsrathes 

aus⸗ 


ausgeſchrieben. Dieſen Verſammlungen wohnt die Direktion bei, hat aber nur 
eine berathende Stimme. : 

Der Vorſitzende des Verwaltungsrathes und fein Stellvertreter werden 
von dem Verwaltungsrathe ſelbſt gewählt. Der Verwaltun srath und die 
Stellvertreter werden von der General⸗Verſammlung nach abſoluter Stimmen⸗ 
mehrheit gewaͤhlt. Sind die Stimmen gleich, ſo geht der vor, der die meiſten 
Aktien beſitzt, bei Gleichheit der Aktien entſcheidet das Loos. Waͤhlbar ſind 
nur Aktionaire, die in Stettin wohnen. Sie muͤſſen ſich während ihrer Amte- 
dauer im Beſitz von mindeſtens zehn Aktien befinden. 

Kein Aktionair iſt gezwungen, die auf ihn zum Verwaltungsrath oder 
Stellvertreter gefallene Wahl anzunehmen. Die Erklärung über die Annahme 
der Wahl erfolgt von Gegenwaͤrtigen in der General-Verſammlung ſofort, 
von Abweſenden binnen drei Tagen nach der Bekanntmachung. Wer ſich gar 
nicht erklaͤrt, von dem wird angenommen, er lehne die Wahl ab. 

Der Verwaltungsrath iſt beſchlußfaͤhig, wenn mindeſtens drei Mitglieder 
anweſend ſind. Die Stellvertreter koͤnnen zu den Seſſionen des Verwaltungs⸗ 
rathes zugezogen werden, haben aber kein Stimmrecht, es ſei denn, daß ſie an 
die Stelle eines Verwaltungsrathes treten. Erſt wenn der Verwaltungsrath 
aus weniger als drei Mitgliedern beſteht, treten die Stellvertreter ein und 
werden zu den Berathungen zugezogen. Den Vorſitz im Verwaltungsrathe 
muß jedesmal ein Verwaltungsrath fuͤhren. In den Seſſionen des Verwal⸗ 
tungsrathes wird ein Protokoll geführt, welches von ſaͤmmtlichen anweſenden 
Verwaltungsraͤthen und der Direktion unterſchrieben werden muß. Dieſe Pro- 
tokolle werden im Archive der Geſellſchaft aufbewahrt und geben vollen Beweis 
fuͤr und gegen den Verwaltungsrath. 

§. 23. 

Der Verwaltungsrath waͤhlt aus ſeiner Mitte zwei Mitglieder, welche 
als fungirende Raͤthe der Direktion zur Seite ſtehen und ſie in Krankheits⸗ 
und ſonſtigen Behinderungsfaͤllen vertreten. Dieſe fungirenden Verwaltungs⸗ 
raͤthe nehmen Kenntniß von dem laufenden Geſchaͤft, revidiren die Kaſſe und 
das Portefeuille monatlich wenigſtens einmal und nehmen daruͤber ein Protokoll 
auf, in welches der Beſtand der Kaſſe und des Portefeuille genau aufgenommen 
werden muß. 

§. 24. 

Der Verwaltungsrath, welcher die Leitung und Behandlung des ganzen 
Geſchäfts Seitens der Direktion fortwährend im Auge behält, und insbeſondere 
verpflichtet iſt, darauf zu wachen, daß bei den Verſicherungen das Maximum 
nicht uͤberſchritten werde, veranlaßt jaͤhrlich mindeſtens eine außerordentliche 
Reviſion der Kaſſe und des Treſors, uͤber deren Befund ebenfalls ein Protokoll 
aufgenommen werden muß. 


H. 25. 
Die Aktien werden vom Verwaltungsrathe und der Direktion ausgefertigt 


und ausgegeben. 
(Nr, 36370 H. 26. 


1 


F. 26, 

Die Verwaltungsräthe werden auf fünf Jahre gewählt. Jährlich 
ſcheidet einer von ihnen nach der Anciennetät aus, der Ausgeſchiedene iſt wieder 
waͤhlbar. Die Stellvertreter werden auf fünf Jahre gewählt, find jedoch bei 
ihrem Ausſcheiden gleichfalls wieder waͤhlbar. 

Scheidet im Laufe ſeiner Dienſtzeit ein Verwaltungsrath aus, ſo ruͤckt 
der Stellvertreter, der bei der Wahl die meiſten Stimmen hatte, ein. 

Sind die ſaͤmmtlichen Stellvertreter an die Stelle ausgeſchiedener Ver⸗ 
waltungsraͤthe eingeruͤckt, ſo wird Behufs der Wahl der neuen Stellvertreter 
eine außerordentliche General⸗Verſammlung zuſammenberufen. 


RE 


Jedes Mitglied des Verwaltungsrathes erhält von dem fich nach dem 
jedesmaligen Jahresabſchluß herausſtellenden Gewinne des Geſchaͤftes Ein Pro— 
zent als Remuneration bis zu einem Maximum von 300 Rthlrn. Betraͤgt 
e. der Reſervefonds 300,000 Rthlr., fo wird das Maximum auf 500 Rthlr. 

eſtimmt. l 

Dem Vorſitzenden des Verwaltungsrates ſoll außer obiger Remunera⸗ 
tion noch ein beſonders feſtſtehendes Praͤzipuum von 200 Rthlrn. jaͤhrlich ge⸗ 
waͤhrt werden. 


F. 28. 


Das Amt eines Verwaltungsrathes hoͤrt auf mit dem Tode, mit ſeiner 
Inſolvenz, oder wenn er wegen eines ehrloſen Verbrechens mit einer Kriminal- 


ſtrafe belegt worden iſt. 

Legt ein Wegener ſein Amt freiwillig nieder, ſo muß er ſeine 
Abſicht den übrigen Mitgliedern des Verwaltungsrathes mit dreimonatlicher 
Friſt zu erkennen geben. Ein Verwaltungsrath muß ſein Amt waͤhrend der 
Dauer deſſelben niederlegen, wenn zwei Drittel der in einer General- Ver: 


ſammlung vertretenen Stimmen ſich dafuͤr ausſprechen. 


C. Von den General-Verſammlungen. 
H. 29. 


Das gewoͤhnliche Kalenderjahr iſt das Rechnungsjahr der Geſellſchaft. 

Die ordentliche General⸗Verſammlung findet alljährlich im Laufe des 
Monats April ſtatt. Die Einberufung zu derſelben erfolgt durch den Ver⸗ 
waltungsrath und wird durch die Stettiner Zeitungen und den Preußiſchen 
Staatsanzeiger zwei Mal, das erſte Mal wenigſtens vier Wochen vor dem 
Termin, bekannt gemacht. 

Die Aktionaire erkennen dieſe Art der Bekanntmachung als eine rechts- 
verbindlich inſinuirte und ſchriftliche an, ohne den Verwalkungsrath in Be- 
ziehung auf weitere Bekanntmachungen zu beſchraͤnken. a 

In 
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In dieſen ordentlichen General-Verſammlungen berichtet der Verwal⸗ 
tungsrath uͤber die Lage des Geſchaͤftes, legt den gedruckten, vierzehn Tage 
vorher jedem Aktionair auf Verlangen mitzutheilenden Abſchluß vor, und bringt 
diejenigen Gegenſtaͤnde zum Vortrage, die er dazu geeignet findet. Den Aktio⸗ 
nairen ſteht das Recht zu, in der General-Verſammlung ſelbſt Gegenſtaͤnde zum 
Vortrag zu bringen, der Verwaltungsrath iſt aber befugt, jeden Antrag zu der 
naͤchſten General-Verſammlung zu verweiſen, der nicht mindeſtens acht Tage 

vor der General-Verſammlung ſchriftlich eingereicht iſt. 

t In dieſen ordentlichen General-Verſammlungen werden ferner drei Re— 
viſoren gewählt, welche für das laufende Kalenderjahr die Bücher, nach Ab— 
ſchluß derſelben, ſowie die Rechnungen, Belaͤge, die Kaſſe und den Treſor 
nach beſter Einſicht zu prüfen haben. Dieſe Reviſoren berichten daruͤber der 
naͤchſten ordentlichen General-Verſammlung des folgenden Jahres, worauf 
dieſe die Decharge ertheilt, falls gegen die Geschäftsführung des Verwaltungs⸗ 
rathes nichts zu erinnern iſt. Sobald der Verwaltungsrath auf dieſe Weiſe 
dechargirt worden, ſo iſt er gegen fernere Anſpruͤche, die an ihn aus der Periode, 
fuͤr die er die Decharge empfangen, gemacht werden moͤchten, geſichert. Der 
Verwaltungsrath dechargirt demnaͤchſt die Direktion. N 


H. 30. 


Die Aktionaire als ſolche haben keinen andern Antheil an der Verwal⸗ 
tung des Vermoͤgens der Geſellſchaft, als den, der ihnen in dieſem Statut zu⸗ 
gewieſen iſt. Auch koͤnnen ſie keine andere Rechnungslegung fordern, als das 
Statut H. 29. dem Verwaltungsrathe zur Pflicht macht. 


$. 31. 


Außerordentliche General-Verſammlungen koͤnnen angeſetzt werden, ent- 
weder nach den Beſchluͤſſen des Verwaltungsrathes oder auf den ſchriftlichen 
Antrag von Aktionairen, die im Beſitz von mindeſtens Einhundert Stimmen ſind. 

Zur Anberaumung einer außerordentlichen General-Verſammlung iſt der 
Verwaltungsrath verpflichtet, ſobald nach Maaßgabe des H. 9. neue Einſchuͤſſe 
gefordert werden. f 

Die Zuſammenberufung der außerordentlichen General⸗Verſammlung er⸗ 
folgt auf dieſelbe Weiſe, wie bei den ordentlichen vorgeſchrieben iſt, unter Be⸗ 
kanntmachung des Zwecks der Verſammlung. Dem Antrage der Aktionaire 
auf Konvokation zu einer außerordentlichen General-Verſammlung muß der 
Verwaltungsrath ſpaͤteſtens innerhalb vier Wochen nach eingegangenem Antrage 
nachkommen. 

§. 32. a 

Ein dazu von dem Verwaltungsrathe berufener Notar fuͤhrt in den 
General⸗Verſammlungen das Protokoll. Dieſe Protokolle, welche zum Beweiſe 
deffen dienen, was in den Verſammlungen geſchehen iſt, und wodurch nament⸗ 
lich auch die Legitimation des Verwaltungsrathes geführt wird, bleiben in dem 
Archive der Geſellſchaft aufbewahrt. x 

Jahrgang 1852. (Nr, 3637.) 77 H. 33. 


H. 33. 


Den Vorſitz in den General⸗Verſammlungen führt der Vorſitzende des 
Verwaltungsrathes oder ſein Stellvertreter. Er leitet das Skrutinium, ertheilt 
das Wort und beſtimmt die Folge der zum Vortrage kommenden Gegenſtaͤnde. 
Geſtimmt wird nach Stimmzetteln. 

Wer 1 bis 10 Aktien beſitzt, hat 1 Stimme, 


5 11 20 = - sand Stimmen, 
2 A 2 30 2 2 2 2 7 

2 31 E 40 2 2 2 4 2 

„ 4 = 50 = und darüber 


beſitzt, hat 5 2 
Kein Aktionair darf mehr als ſechszig Aktien beſitzen. a 
Die Vertretung iſt nur durch Aktionaire zulaͤſſig, und muß der Bevoll— 
mächtigte ſich durch ſchriftliche, dem Verwaltungsrathe einzureichende Vollmacht 
legitimiren. Kein Aktionair kann, wenn er als Bevollmächtigter auftritt, ein- 
ſchließlich feiner eigenen, mehr als funfzehn Stimmen repräſentiren. Eine 
General-Verſammlung iſt beſchlußfaͤhig, wenn wenigſtens Einhundert Stimmen 
darin vertreten ſind. 


F. 34. 


Frauen, bevormundete und moraliſche Perſonen, Korporationen, oͤffent⸗ 
liche Inſtitute, koͤnnen in den General-Verſammlungen nur durch ihre Dispo: 
nenten oder Vertreter repraͤſentirt werden, wenn die letzteren auch nicht Ak⸗ 
tionaire ſind. 


H. 35. 


Wer in den General⸗Verſammlungen nicht erſcheint, hat ſich den Be— 
ſchluͤſſen derſelben zu unterwerfen. 


H. 36. 


Eine Abaͤnderung dieſes Statuts kann nur durch Beſchluß einer General— 
Verſammlung, wenn dieſer Zweck bei der Berufung der Geſellſchaft angezeigt 
iſt und wenn zwei Drittel der anweſenden oder vertretenen Stimmen fuͤr die 
Abaͤnderung ſtimmen, und unter allen Umſtaͤnden nur mit Genehmigung des 
Staats veranlaßt werden. 


Vierter Abſchnitt. 


F. 37. 


Verhältniſſe Alle Streitigkeiten zwiſchen der Geſellſchaft und den Verſicherten ge⸗ 
zu del Bet hören vor das ordentliche Gericht am Wohnorte der Direktion oder desjenigen 
icherten. General- resp. Haupt⸗-Agenten, durch den die Verſicherung geſchloſſen wurde, 

wenn nicht in der Verſicherungs⸗Urkunde ein anderes Forum beftellt iſt, oder 
wenn nicht die Direktion ſich uͤber die Bildung eines Schiedsgerichts mit dem 


Ver⸗ 
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Verſicherten vereinigt. Jedes Urtel muß auf den Grundſaͤtzen der die Ver: 
ſicherung betreffenden Urkunde und deren Bedingungen baſirt ſein. 


H. 38. 


Die Praͤmie muß bei Schließung der Aſſekuranz bezahlt werden, und 
ehe ſie bezahlt iſt, tritt der Verſicherungs⸗Vertrag nicht ins Leben. 

Werden die Praͤmien in einzelnen Fallen kreditirt, fo iſt dies Sache der 
Vereinigung zwiſchen der Direktion und dem Verſicherten, wobei der Erſteren 
jedoch das Recht verbleibt, geftundete Prämien mit etwanigen Schadenforderungen 
des Verſicherten ohne Zinſen-Verguͤtigung zu kompenſiren. Dem Verſicherten 
ſteht dagegen in keinem Falle dies Kompenſations-Recht zu. 


$. 39. 3 
Hat die Geſellſchaft von einem inſolvent gewordenen Verſicherten Praͤ⸗ 
mien für laufenden Riſiko zu fordern, fo iſt dieſer Riſiko ſtillſchweigend auf- 
gekuͤndigt, wenn die Praͤmie nicht ſogleich bezahlt wird. 


Das vorſtehende revidirte Statut, welches auf Grund der in der Ge- 
neral⸗-Verſammlung vom 12. und 13. Januar 1852. berathenen Abaͤnderungen 
und Ergaͤnzungen des unterm 31. Oktober 1845. landesherrlich beſtaͤtigten 
Statuts beſchloſſen ift, tritt nach erfolgter landesherrlicher Beſtaͤtigung in Kraft 
und wird dadurch das bisherige Statut aufgehoben. 


Beilage A. ; 
Sormular zur Aktie. 


Preußiſche National⸗Verſicherungs⸗Geſellſchaft in Stettin, geneh- 
migt durch Allerhöchite Kabinets⸗Ordre N 31. Ottober 1815, 


Aktie 
r über Rthlr. 400 Preußiſch Kurant. 
Nachdem Wen in dieſe Aktie durch baaren Einſchuß von 


Einhundert ſage 100 Thaler Preußiſch Kurant und Niederlegung eines 
Wechſels von Dreihundert ſage 300 Thaler Preußiſch Kurant erwarb und 
dadurch Mitglied der Geſellſchaft geworden iſt, hat ſolcher nach Inhalt der 
Statuten verhältnißmäßigen Antheil an dem Vermoͤgen derſelben und iſt be⸗ 
rechtigt, den auf beſondere Zinſen⸗ und Dividenden⸗Scheine zur Vertheilung 
kommenden Gewinn gegen deren Aushaͤndigung zu erheben. 

Dieſe Aktie kann ohne ſchriftliche auf derſelben zu bemerkende Genehmi⸗ 
gung des Verwaltungsrathes nicht veraͤußert oder verpfaͤndet werden. 

Stettin, den 2 

Der Verwaltungsrath. Die Direktion. 


(Nr, 3637.) * Bei⸗ 
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Beilage B. 


Formular zum Dividenden- Kupon. 


Zius⸗ und Dividenden⸗Schein zur Aktie .. . der 
Preußiſchen National⸗Verſicherungs⸗Geſellſchaft zu Stettin. 


Gegen Ruͤckgabe dieſes Scheines empfaͤngt Inhaber in der Mitte des 


Monats Mai denjenigen Antheil an dem Reinertrage des Geſchaͤftes 
der Preußiſchen National⸗Verſicherungs⸗Geſellſchaft, welcher ſtatutenmaͤßig fuͤr 
das Jahr ® auf eine Aktie zur Vertheilung kommt. i 


Wird der Betrag dieſes Scheines nicht binnen vier Jahren erhoben, 
fo verfällt er der Geſellſchaft nach F. 10. des revidirten Statuts 


v. J. 1852 
Der Verwaltungsrath Die Direktion 
der Preußiſchen National-Verſicherungs⸗Geſellſchaft. 


Beilage C. 
Formular des auszuſtellenden Wechſels. 


8 PE 
für Rthlr. 300 klingend Preußiſch Kurant. 


Vier Wochen nach Vorzeigung, welche ſpaͤteſtens am 1. Juli 1895, 
erfolgen muß, zahle in Stettin gegen dieſen 
Wechſel an die Ordre der Direktion der Preußiſchen Nalional⸗Verſicherungs⸗ 
Geſellſchaft daſelbſt die Summe von Dreihundert Thalern klingend Preußiſch 
Kurant nach dem Muͤnzfuße von 1764. 


(Nr. 3638.) 


(Nr. 3638.) Allerhoͤchſte Genehmigungs-Urkunde vom 21. Auguſt 1852., betreffend die Auf 
loͤſung der Niederſchleſiſch-Maͤrkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft, nebſt dem 
Vertrage vom 2. Juni 1852. wegen Uebereignung der genannten Bahn 
an den Staat. < 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Nachdem die mittelft Konzeſſions- und Beſtaͤtigungs-Urkunde vom 27. 
November 1843. (Geſetz⸗Sammlung für 1843. Seite 371.) von Uns beſtaͤtigte 
Niederſchleſiſch-Maͤrkiſche Eiſenbahngeſellſchaft durch den auf Grund des Ge- 
ſetzes vom 31. Maͤrz 1852. (Geſetz-Sammlung für 1852. Seite 89.) unterm 
3 Juni 1852. mit ihr abgeſchloſſenen Vertrag ihr geſammtes Beſitzthum mit 
allen Rechten und Pflichten vom 1. Januar 1852. an, dem Staate zum vollen 
Eigenthume uͤberlaſſen hat, wollen Wir dem in der Generalverſammlung der 
Niederſchleſiſch-Maͤrkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft vom 10. Oktober 1851. ein⸗ 
BR gefaßten Beſchluſſe, wonach dieſelbe fuͤr den Fall, daß die Ueberlaſſung 
ihres Beſitzthums an den Staat zu Stande kommt, ſich aufzuloͤſen beſchloſſen 
hat, und dieſe Aufloͤſung ohne weitere Beſchlußnahme mit dem Abſchluſſe des 
eee eintritt, hierdurch Unſere landesherrliche Genehmigung 
ertheilen. ; 

5 Dieſe Genehmigungs⸗Urkunde iſt nebſt dem vorerwaͤhnten Vertrage vom 
2 Juni 1852. durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu machen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigebrud- 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Putbus, den 21. Auguſt 1852. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. d. Heydt. 


(Nr. 3638.) Ver⸗ 


Vertrag 


wegen Uebereignung der Niederſchleſiſch-Märkiſchen Eiſenbahn 
an den Staat. 


Zwiſchen der Königlichen Verwaltung der Niederſchleſiſch-Maͤrkiſchen 
Eiſenbahn in Vertretung des Fiskus 
einerſeits 
und der durch den Generalverſammlungs-Beſchluß der Niederſchleſiſch⸗-Maͤrkiſchen 
Eiſenbahngeſellſchaft vom 16. Oktober 1851. zur Vertretung der genannten 
Geſellſchaft bei dem gegenwaͤrtigen Geſchaͤfte ermaͤchtigten endesunterzeichneten 
Kommiſſion N 

andererſeits 
iſt, und zwar Seitens der Königlichen Verwaltung der Niederſchleſiſch-Maͤr⸗ 
kiſchen Eiſenbahn unter Vorbehalt der Genehmigung des Herrn Miniſters fuͤr 
Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten und des Herrn Finanzminiſters nach» 
ſtehender Vertrag verabredet und geſchloſſen worden. 


§. 1. 
Die Niederſchleſiſch-Maͤrkiſche Eiſenbahngeſellſchaft uͤberlaͤßt ihr ge— 
ſammtes Beſitzthum nebſt allen Rechten und Pflichten, vom 1. Januar 1832. 
an, dem Staat zum vollen Eigenthum. 


§. 2. 

Der Staat hat die Verwaltung der Niederſchleſiſch-Maͤrkiſchen Eiſen— 

bahn nebſt Zubehoͤr bereits am 1. Januar 1850. uͤbernommen und befindet 
ſich ſeit dieſer Zeit im Beſitz des geſammten Vermoͤgens der Geſellſchaft. Es 
bedarf daher einer beſondern Uebergabe des Beſitzthums der Geſellſchaft an 
den Staat nicht, dieſelbe wird vielmehr hierdurch von Seiten des Staats, mit 
ausdruͤcklichem Verzicht auf alle Gewaͤhrleiſtung, als vollftändig geſchehen an⸗ 
erkannt, wogegen die Kommiſſion der Niederſchleſiſch-Maͤrkiſchen Eiſenbahnge⸗ 
ſellſchaft die Umſchreibung des Beſitztitels von ſaͤmmtlichen der Geſellſchaft 
gehörigen Grundſtuͤcken in den betreffenden Hypothekenbuͤchern, ſowie die Um— 
ſchreibung der etwa ausſtehenden Hypotheken-Kapitalien oder ſonſtigen einge— 
tragenen Rechte und Forderungen auf den Fiskus hiemit ausdruͤcklich bewilligt. 

K . a 

Vermoͤge des im F. 1. ſtipulirten Ueberganges aller auf dem Vermögen 

der Niederſchleſiſch-Maͤrkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft haftenden Pflichten über- 
nimmt der Staat alle der Niederſchleſiſch-Maͤrkiſchen Eiſen bahngeſellſchaft ob⸗ 
liegenden Schulden und Verbindlichkeiten, insbeſondere alfo auch diejenigen 
Verpflichtungen, welche der Geſellſchaft gegen die Inhaber der Niederſchleſiſch⸗ 
Maärkifchen Eiſenbahn-Prioritaͤts-Aktien und Prioritaͤts-Obligationen 3 
eren 
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deren Rechte und Pflichten durch den gegenwärtigen Vertrag in Feiner Weiſe 
verändert werden. follen, ſondern nach wie vor nach den durch die Geſetz⸗ 
Sammlung veröffentlichten Plänen für die Emiſſion der betreffenden Prioritaͤts⸗ 
Aktien und Prioritaͤts-Obligationen zu beurtheilen ſind. 


F. 4. 


Der Staat verpflichtet ſich, fuͤr die eigenthuͤmliche Ueberlaſſung des ge- 
ſammten Beſitzthums der Geſellſchaft, die im Privatbeſitze befindlichen Aktien 
des Stammakkien⸗Kapitals von zehn Millionen Thalern vom 1. Januar 1852. 
ab, bis zur gaͤnzlichen Amortiſation der genannten Aktien aus dem Extrage der 
Bahn, und wenn dieſer nicht dazu hinreichen ſollte, unter Leiſtung des erfor⸗ 
derlichen Zuſchuſſes mit vier Prozent jaͤhrlich zu verzinſen. Zu dem Ende wird 
die erhoͤhte feſte Zinsrente, welche in halbjaͤhrlichen Terminen postnumerando 
gezahlt werden ſoll, auf den Aktien mittelſt Abſtempelung vermerkt, und es 
werden den Inhabern derſelben, gegen Ablieferung der nach dem 1. Januar 
1852. fällig werdenden 33prozentigen Zinskupons und Dividendenſcheine, vier⸗ 
prozentige Jmnskupons ausgereicht. b 

Die Rechte der Aktionaire auf die Zinſen der Stammaktien fuͤr die frü- 
here Zeit bis zum Ablaufe des Jahres 1851. und auf die Dividende fuͤr das 
Jahr 1851. werden hierdurch nicht alterirt, ſondern bleiben unter den ſtatuten⸗ 
maͤßigen Modalitaͤten den Aktionairen vorbehalten. 


§. 5. 


Die im H. 4. gedachten Stammaktien koͤnnen auch in der Folge von den 
Beſitzern nicht gekuͤndigt werden. Dagegen bewendet es in Anſehung dieſer 
Aktien bei der in den Fh. 29. bis 32. des unterm 27. November 1843. Aller: 
höchft genehmigten Statuts der Niederſchleſiſch⸗Maͤrkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft 
vom 26. Auguſt 1843. vorgeſchriebenen Amortiſation, mit der näheren Beſtim⸗ 
mung jedoch, daß der Staat nur verpflichtet ift, den Amortiſationsfonds, wie 
in on allegirten H. 29. vorgeſchrieben ift, nach dem Zinsſatze von 34 Prozent 
zu bilden. 


F. 6. 


Der zwiſchen der Niederſchleſiſch⸗Maͤrkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft einer⸗ 
ſeits und dem Koͤniglichen Handelsminiſterio andererſeits bei dem Koͤniglichen 
Stadtgerichte hieſelbſt verhandelte und gegenwaͤrtig in die zweite Inſtanz ge⸗ 
diehene Prozeß wegen Ruͤckgabe der Verwaltung der Niederſchleſiſch-Maͤrkiſchen 
Eiſenbahn an die Geſellſchaft und eventuell wegen Feſtſtellung der Functionen 
der Geſellſchaftsvorſtaͤnde gegenuber der vom Staate eingeſetzten Königlichen 
Verwaltung wird aufgehoben. Beide Theile entſagen der gegen das erſte Urtel 
eingelegten Appellation, und erkennen die Wirkungen dieſes Urtels ſelbſt als 
durch den gegenwaͤrtigen Vertrag erloſchen an. Die Koſten des Prozeſſes 
werden aus der Kaſſe der Niederſchleſiſch-Maͤrkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft 
berichtigt. 

(Nr. 3638.) a Der 
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Der Staat, als Rechtsnachfolger der Niederſchleſiſch⸗-Maͤrkiſchen Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft, ertheilt der Direktion derſelben hierdurch Decharge wegen aller 
für die Geſellſchaft geführten Gefchäfte und insbeſondere wegen der Verwaltung 
des Geſellſchaftsvermoͤgens, ſoweit letztere durch die Direktion geſchehen iſt. 

ET 


Die Koſten dieſes Vertrages mit Ausſchluß des Stempels, welcher außer 
Anſatz bleibt, uͤbernimmt der Staat. 


Berlin, den 24. Juni 1852. 


Königl. Verwaltung der Nieder⸗ Die Kommiſſion der Niederſchleſiſch— 


ſchleſiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahn. Märkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 
Coſtenoble. v. Gluͤmer. Henoch. Moll. Schuͤttler. Rubens. 
Schwedler. Furbach. 
beurlaubt. 


Als Mitglieder der Direktion der Nieder⸗ 
ſchleſiſch-Märkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 
v. Koͤnen. Keibel. Rellſtab. 


Vorſtehender Vertrag wird hierdurch auf Grund des Geſetzes vom 31. 
Maͤrz 1852. von uns genehmigt. 


Berlin, den 25. Juni 1852. a 
Der Finanzminiſter. Der Miniſter für Handel, Gewerbe 
v». Bodelſchwingh. und oͤffentliche Arbeiten. 


In Vertretung: 


v. Pommer⸗Eſche. 


(Ir. 3639.) 
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(Nr. 3639.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 21. Auguſt 1852., betreffend die Einſetzung einer Be⸗ 
hoͤrde unter dem Namen „Koͤnigliche Direktion der Niederſchleſiſch-Maͤrki⸗ 
ſchen Eiſenbahn.“ 


Massen die Niederſchleſich⸗Maͤrkiſche Eiſenbahn⸗Geſellſchaft durch den Ver⸗ 
trag vom z. Juni d. J. ihr geſammtes Beſitzthum nebſt allen Rechten und 
Pflichten vom 1. Januar d. J. ab an den Staat zum vollen Eigenthum ab- 
getreten hat, und in Gemaͤßheit des in der General⸗Verſammlung vom 
16. Oktober 1851. fuͤr dieſen Fall gefaßten, von Mir beſtaͤtigten Beſchluſſes 
die Aufloͤſung dieſer Geſellſchaft erfolgt iſt, ermaͤchtige Ich Sie, fuͤr die Ver⸗ 
waltung und den Betrieb dieſer Eiſenbahn unter dem Namen „Koͤnigliche 
Direktion der Niederſchleſiſch-Maͤrkiſchen Eiſenbahn“ eine von Ihnen unmittel- 
bar reſſortirende beſondere Behörde einzuſetzen, welche bis auf Weiteres in Ber- 
lin ihren Sitz haben und in Angelegenheiten ihres Geſchaͤftsbereichs alle Be— 
fugniſſe einer Öffentlichen Behörde haben ſoll. 

Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz- Sammlung zur öffentlichen Kenntniß 
zu bringen. 


Putbus, den 21. Auguſt 1852. 
Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. 
An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


Jahrgang 1852. (Nr. 3639—3640.) 78 (Nr. 3640.) 
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(Nr. 3640.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 27. Auguſt 1852. nebſt Tarif zur Erhebung der Ab- 
gaben für die Benutzung des Spoy- Kanals zu Cleve und des regulirten 
alten Rheins zwiſchen den Orten Keeken und Griethauſen. 


Je ſende Ihnen den mit dem Bericht vom 31. v. M. eingereichten revidirten 
arif zur Erhebung der Abgaben für die Benutzung des Spoy⸗Kanals zu Cleve 
und des regulirten alten Rheines zwiſchen den Orten Keeken und Griethauſen, 
nachdem Ich ſolchen genehmigt und voll ogen habe, anliegend mit dem Auftrage 
2 zuruͤck, dieſen Tarif, welcher vom 1. Oktober d. J. an in Anwendung zu brin⸗ 
en iſt, und hinſichtlich deſſen eine Reviſion von vier zu vier Jahren vorbehalten 
bleibt, mit dem gegenwaͤrtigen Erlaſſe durch die Geſetz-Sammlung zur oͤffent⸗ 
lichen Kenntniß zu bringen. g 


Stettin, den 27. Auguſt 1852, 


Friedrich Wilhelm. 


Fuͤr den abweſenden Finanzminiſter: 


v. d. Heydt. v. Raumer. 


An den Minifter für Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


Tarif, 
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Dan vi fz 


nach welchem die Abgaben für die Benutzung des Spoy⸗Kanals 
zu Cleve und des regulirten alten Rheines zwiſchen den Orten 
Keeken und Griethauſen zu erheben ſind. 


E⸗ iſt zu entrichten: 
A. An Kanalgebuͤhren. 


1) von jedem Zentner der Tragefaͤhigkeit eines bis zur Haͤlfte 
der Tragefaͤhigkeit oder darüber beladenen Schiffes.... 
2) von jedem Zentner der Tragefaͤhigkeit eines unter der 
Hälfte der Tragefaͤhigkeit beladenen Schiffes ... 
3) von einer jeden Quadratruthe eines Holzfloßes .. . . ... 


B. An Schleuſengebuͤhren. 


4) für den Durchlaß eines Schiffes durch die Schleuſe, von 
weniger als 500 Zentner Ladungsfaͤhigkeit, welches gar 
nicht befrachtet i;; een. ae BERN 
desgleichen unter 500 Zentner . 0 vollſtaͤndiger oder 

dungsfaͤhigkeit (theilweiſer Ladung .. 
von 5001000 Str. e leer 


1000 1500 Str. 
- = mehr als 1500 Str. 
2) für den Durchlaß eines Holzfloßes··ꝛͤ) ̃mg p 


C. An Winterlager- und Hafenſchutz-Geldern. 


Sunn 


. 


0 von einem Schiffe e Laſten Ladungsfaͤhigkeit. ... 

3) = = E = 21—30 - 75 1 2 
4) 2 2 2 2 31—40 2 2 1 10 
5) = = „ 41—50 = = 1 20 
6) = = = : 91—60 = = 2 E 
7) alas „ e b % 3 2 10 
5 = Kl e 2 20 
9) 2 5 = = 81—90 = = 3 N 
10) = a - „ 91—100⸗ 2 3 10 
r -von mehr als 100 Laſten = „„ 0 
12) von einem Dampfſchiffe ee ser gene ne num re 6 t 
13) von jeder Quadratruthe eines Holzfloßes ···OO ... 5 


(Nr. 3640.) Zu⸗ 
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Zuſätzliche Beſtimmungen. 

1) Leere Fahrzeuge, ingleichen ſolche beladene Fahrzeuge, welche ohne Be- 
ruͤhrung der Orte Keeken und Cleve auf dem regulirten alten Rheine 
und auf dem Kanale fahren, ſowie Schiffsgefaͤße, welche ausſchließlich 
mit Gegenſtaͤnden fuͤr unmittelbare Rechnung des Staats befrachtet 
find, — letztere auf Vorzeigung der darüber von der betreffenden Bes 
hoͤrde ausgeſtellten Beſcheinigung — ſind frei von Entrichtung der 
Kanalgebuͤhren. Gleiche Beguͤnſtigung genießen kleinere Lichterfahrzeuge, 
welche dazu dienen, ſolche Frachtſchiffe zu lichten, die bei einem gerin⸗ 
geren, als dem normalen Waſſerſtande des Kanals und ohne Verſchulden 
des Schiffers feſtgefahren ſind; die Lichterfahrzeuge bleiben auch von 
der Entrichtung der Schleuſengebuͤhren befreit, wenn ſie zugleich mit 
dem gelichteten Schiffe durchgeſchleuſet werden. 

2) Die Kanal- und Schleuſengebuͤhr wird bei dem Neben⸗Zollamte zu 
Keeken und bei der Steuer- Aſſiſtentur am Bruͤckthore zu Cleve nach 
Anweiſung des Finanzminiſteriums erhoben. 

3) Nicht zufammengefügtes Floßholz darf auf dem Kanale nicht trans— 
portirt werden. 

4) Die Schleuſengebuͤhren werden fo oft entrichtet, als die Fahrzeuge die 
Schleuſe paffiren, wobei es keinen Unterſchied macht, ob fie durch⸗ 

eſchleuſet werden, oder ob ſie durch die geoͤffnete Schleuſe gehen. 

5) Ein zu einem größeren Fahrzeuge gehoͤriges, dieſem angehaͤngtes kleine— 
res Boot iſt von der Schleuſengebuͤhr frei. 

6) Das Winterlager- und Hafenſchutz-Geld wird von jedem Fahrzeuge 
erhoben, welches im regulirten alten Rheine, im Spoy⸗-Kanale oder in 
deſſen Hafen uͤberwintert, ſowie von allen denjenigen Fahrzeugen, welche 
bei eintretendem Froſtwetter und Treibeiſe auf dem Rheine im Voſſegatt 
bei Keeken einlaufen und entweder im ſchiffbar gemachten alten Rheine 
oder im Spoy⸗Kanale vor dem Eiſe Schutz ſuchen. Das Winterlager⸗ 
und Hafenſchutz-Geld iſt von den Fahrzeugen bei dem Neben-Zollamte 

zu Keeken zu entrichten, ſobald ſie den alten Rhein und den Kanal 
wieder verlaſſen. Schiffe, die ſich nicht acht Tage in dem regulirten 
alten Rheine oder in dem Kanale aufhalten, ſind frei von dieſer Ibgabe. 

7) Die Schiffer find verpflichtet, die Quittungen über die entrichteten Ge⸗ 
bühren den Steuer-, Polizei- und Hafenbeamten auf Verlangen jederzeit 
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egeben Stettin, den 27. Auguſt 1852. 


Friedrich Wilhelm. 
Fuͤr den abweſenden Finanzminiſter: 


v. d. Heydt. v. Raumer. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober- Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Deder.) 


